
Dieses Gutachten kam zum Schluss, 
dass die Abgabe gesamtwirtschaftlich 
nur eine geringe Größenordnung hat 
und somit mit keinen oder nur gering-
fügigen negativen Auswirkungen zu 
rechnen ist. 

Sollte es zu einer gesamteuropäischen 
Bankenabgabe zum Aufbau von Ri-
sikofonds kommen: Wird dann nach 
Ansicht der Bundesregierung die 
bestehende Bankenabgabe für die-
se Zwecke verwendet und gleichsam 
umgewidmet, oder muss die heimi-
sche Kreditwirtschaft unter diesem 
Titel zusätzliche Belastungen be-
fürchten?
Ich sehe derzeit nicht, dass es zu ei-
ner solchen gesamteuropäischen Ab-
gabe mit einer bestimmten Zweck-
bindung kommt. Wir haben das The-
ma mehrfach im Ecofin diskutiert; die 
überwiegende Anzahl der Staaten war 
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Die Turbulenzen glichen einer 
Rebellion: In der Tendenz nicht 
unerwartet, im Ausmaß jedoch 
völlig überraschend haben die 
Finanzmärkte rund um den 
Erdball ein sommerliches Erd-
beben erlebt. Auch wenn sich 
die Wachstumsprognosen ge-
gen Jahresmitte verflacht hat-
ten, mit wirtschaftlichen Fun-
damentaldaten ist die Talfahrt 
an den Weltbörsen nicht zu er-
klären. Nein, das war ein glo-
bales Warnsignal an die öffent-
lichen Haushalte, die nicht nur 
in Griechenland aus den Ru-
dern gelaufen sind. Die Inves-
toren wollen nicht mehr akzep-
tieren, dass seit Jahr und Tag 
viele Regierungen den Konsoli-
dierungskurs zwar ankündigen, 
aber nicht umsetzen.
Erschwerend kam hinzu, dass 
die Politik selbst in den USA 
rund um die Vermeidung der 
Zahlungsunfähigkeit des Lan-
des ein deplorables Bild bot. 
Erstmals seit vielen Jahren war 
den Parteien die Absteckung 
der strategischen Positionen für 
den Präsidentschaftswahlkampf 
im kommenden Jahr wichtiger 
als die Reputation der führen-
den Wirtschaftsmacht des Wes-
tens. Deren globale Vernetzung 
schließt nationale, auf ein Land 
beschränkte Reaktionen mittler-
weile aus. Verunsicherung und 
Vertrauensverlust sind – dar-
an müssen wir uns gewöhnen –, 
globale Phänomene, wenn auch 
nur vergleichsweise kleine Län-
der die Staatsfinanzen nicht 
mehr im Griff haben. Geschwei-
ge denn die Vereinigten Staa-
ten …

Bleibt die Hoffnung, dass die 
Regierenden die Signale ver-
standen haben. Was offensicht-
lich in vielen Ländern innenpo-
litisch nicht mehr gelingt, das 
muss jetzt gleichsam von au-
ßen implantiert werden. Näm-
lich das Bewusstsein, dass die 
internationalen Finanzmärk-
te Verschuldungsgrade, die ei-
ner Volkswirtschaft übersteigen, 
nicht mehr reaktionslos akzep-
tieren.
Österreich steht vergleichswei-
se besser da: Die Schulden-
quote liegt bei rund 75 Pro-
zent des BIP, und die Wachs-
tumsraten liegen deutlich über 
dem Durchschnitt des Euro-
Raums. Dennoch sind wir nicht 
verschont geblieben, weil der 
Vertrauensverlust bei den In-
vestoren aus den geschilder-
ten Gründen selbst die real-
wirtschaftliche Stärke von dy-
namisch wachsenden und in-
ternational wettbewerbsfähigen 
Unternehmen ausblendet.
Wir in den Sparkassen müssen 
und werden auch alles tun, um 
die Wachstumspotentiale der 
Realwirtschaft weiterhin zu lu-
krieren. Doch das bliebe nur 
Stückwerk, wenn die öffentli-
che Hand auch hierzulande das 
Warnsignal der Finanzmärkte 
nicht ernst nähme. 

Viel Zeit, die Zeichen richtig zu 
interpretieren, bleibt den Ame-
rikanern wie den Europäern 
nicht mehr.

Die rote 
Karte

„Gegen Vermögensteuer gibt 
es unzählige Argumente“
Finanzministerin Maria Fekter im Interview

Stresstest für Banken, Basel II und die 
Folgen, eine umstrittene Bankenabga-
be, das Schwächeln der Wiener Börse, 
der Ruf nach einer Wiederauferste-
hung der Vermögensteuer sowie die 
Grundsätze der Steuerpolitik im Lich-
te des aktuellen Steueraufkommens, 
das über den Erwartungen liegt: ein 
breites Themenspektrum für ein Inter-
view mit Finanzministerin Maria Fek-
ter. Sie setzt auf unmissverständliche 
Antworten. 

Sparkassenzeitung: Der jüngste 
Stresstest für knapp 100 europäische 
Großbanken hat neuerlich die Not-
wendigkeit wachsender Eigenkapi-
talquoten der Kreditinstitute unter-
strichen. Erweist sich im Lichte die-
ser Notwendigkeit die (unbefristete) 
österreichische Bankensteuer in 
Höhe von 500 Mio. Euro nicht als 
hochgradig kontraproduktiv? 

Fekter: Natürlich muss man die Ei-
genkapitalquoten der Kreditinstitu-
te im Auge behalten – insbesonde-
re auch im Hinblick auf die Umset-
zung von Basel III. In diesem Zusam-
menhang verweise ich darauf, dass in 
den Gesetzeserläuterungen zur Ban-
kenabgabe klar verankert ist, dass bis 
30. September 2012 eine Evaluierung 
der Abgabe stattfinden wird, bei der 
die sonstigen Belastungen für Ban-
ken geprüft und auch die Entwick-
lungen auf EU-Ebene berücksichtigt 
werden sollen. Sollte diese Evaluie-
rung zum Ergebnis kommen, dass es 
Probleme bei der Eigenkapitalbildung 
gibt, gehe ich davon aus, dass die Po-
litik ihre Schlüsse daraus ziehen wird. 
Ich möchte aber auch daran erinnern, 
dass wir vor Einführung der Banken-
abgabe die Oesterreichische National-
bank um ein Gutachten über die mög-
lichen Auswirkungen ersucht haben. 

EUROPA

Bildung gegen Armut

Der KomenskýFond von  
ERSTE Stiftung und Caritas 
 

Seite 5

Wie europäisch wird 
Regelwerk Basel III?
Michel Barnier legte Pläne 
zur Umsetzung vor. 
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GEMEINWOHLBAUEN & WOHNEN

Aktiv gegen 
die Wohnbaulücke
s Wohnbaubank bietet 
ideales Instrument für Vorsorge. 
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Finanzministerin Maria Fekter (hier vor Reportern in Brüssel): „Eine Steuerreform mit Entlastungseffekten halte ich erst dann für vertretbar, 
wenn wir uns durch Sparsamkeit den budgetären Spielraum dafür erarbeitet haben.“

MEINE MEINUNG

Michael Ikrath 
Generalsekretär 
des Sparkassenverbandes



seitentitel2  www.sparkasse.at/
sparkassenzeitung

April
2008

 www.sparkasse.at/
sparkassenzeitungFOCUS2 Februar

2009 FOCUS 2  www.sparkasse.at/
sparkassenzeitung

August
2011

der Meinung, dass es dem nationalen 
Gesetzgeber vorbehalten sein muss, 
über die Verwendung von Abgabener-
trägen zu entscheiden. 
Insgesamt gilt aber meine Aussage 
von vorhin: Wir müssen die kommen-
den Belastungen, sei es Basel III, sei 
es die neue Finanzierung der Einla-
gensicherung oder allfälliger Hilfs-
fonds, in die Überprüfung der Stabi-
litätsabgabe einfließen lassen.

Wie beurteilen Sie den gegenwärti-
gen Stand der Verhandlungen rund 
um Basel III und welche Auswir-
kungen für die Unternehmensfinan-
zierung erwarten Sie?
Grundsätzlich trägt Basel III zur Sta-
bilität der Finanzmärkte bei, wobei 
ich vor allem die neuen Liquiditätsre-
gelungen für die Kreditwirtschaft als 
Herausforderung sehe. 
Die Zielsetzung Österreichs ist in die-
sem Zusammenhang die Berücksich-
tigung österreichischer Spezifika, die 
sich auch in der Krise bewährt ha-
ben. Dafür haben wir uns bislang ein-
gesetzt, dafür werden wir uns weiter 
einsetzen. 
Wir brauchen in Österreich wettbe-
werbsfähige Kreditinstitute, das ist 
der beste Beitrag zur Verhinderung 
einer Kreditverknappung!

Sie haben bei der Präsentation des 
Jahreswirtschaftsberichts 2011 in 
der Wiener Hofburg vor kurzem be-
tont, bei den zusätzlichen Ansprü-
chen an den Staatshaushalt könne 
es kein „Wünsch Dir was!“ geben. 
Haben Sie den Eindruck, dass Ihre 
Ressortkollegen diese klare Ansage 
auch verinnerlicht haben?
Bisher ja. Aber das kann sich im Rah-
men der politischen Dynamik schnell 
wieder ändern. Als Finanzministerin 
muss ich in dieser Hinsicht immer 
wachsam bleiben und auf Sparsam-
keit drängen. 

Die laufenden Einnahmen des Bundes 
liegen – konjunkturbedingt – über 
den Erwartungen, die dem Budge-
tentwurf zugrunde lagen. Welche 
politischen bzw. kommunikativen 
Maßnahmen planen Sie, um diese 
Mehreinnahmen für die Senkung 
der Netto-Neuverschuldung des 
Bundes im laufenden Budgetjahr 
tatsächlich verwenden zu können?
Ich glaube, es ist allen relativ klar, 
dass ein Defizit jenseits der 3 Pro-
zent noch kein Grund ist, in Euphorie 
zu verfallen – auch wenn das Defizit 
wohl etwas niedriger ausfallen dürfte 
als die 3,9 Prozent, mit denen wir ur-
sprünglich gerechnet haben. 

Seit der parlamentarischen Be-
schlussfassung über eine Kursge-
winnbesteuerung bei Wertpapieren 
haben sich die Umsätze an der Wie-
ner Börse um bis zu 40 Prozent ver-
ringert. Macht Ihnen das im Hin-
blick auf den internationalen Fi-
nanzplatz Österreich Sorgen?
Dass die Kursgewinnsteuer nicht 
mein Wunschkind war, ist allseits be-
kannt. Wir haben immer auf die mög-
lichen Risiken hingewiesen. Wir müs-
sen aber politische Realitäten und 
Mehrheitsverhältnisse zur Kenntnis 
nehmen. Allerdings sei auch dahin-
gestellt, ob die Umsatzrückgänge an 
der Wiener Börse einzig und allein 
auf diese Wertpapier-KESt zurückzu-
führen sind, die ja noch nicht einmal 
in Kraft ist. Börsen sind insgesamt 
mit vielen Herausforderungen, etwa 
alternativen Handelsplattformen, kon-
frontiert. 

Welche Maßnahmen planen Sie, um 
das heimische Börsegeschehen zu 

sparkassen NEWS

Carinthischer Sommer 
Die Unterstützung des Carinthischen Sommers hat für die Privatstiftung 
der Kärntner Sparkasse schon Tradition. Heuer gingen 42 Einzelveran-
staltungen über die Bühne. 

Beim Solistenkonzert von Shira Epstein und Christine David in Ossiach kamen 150 
Besucher in den Genuss einer tollen Darbietung. Im Bild: Intendant Thomas Daniel 
Schlee, Shira Epstein (Violine), Christine David (Klavier) und Diethard Theuermann, 
Marketingleiter der Kärntner Sparkasse

Vortrag „Die Personalfalle“
Jörg Knoblauch, gefragter Experte für das Thema „Die besten Mitarbei-
ter finden und halten“, referierte in Schwaz auf Einladung der Sparkasse. 
Knoblauch zeigte auf, was passiert, wenn Personalabteilungen ausschließ-
lich sich selbst verwalten und Chefs im Kampf um Talente kopflos agie-
ren. Die Falle, vor der er warnt, funktioniert so: Prozesse, Liquidität und 
IT-Einsatz sind optimiert – um gute Mitarbeiter kümmert sich keiner. „Sie 
werden staunen, welche Potentiale freigesetzt werden, wenn Mitarbeiter 
zu Mitunternehmern werden“, begeisterte Knoblauch das Publikum.

VDir. Peter Erler, Prof. Jörg Knoblauch, VDir. Harald Wanke und Stefan Bletzacher von der 
Wirtschaftskammer Schwaz

Sonne ohne Reue: Doppelt gewinnen
Die Österreichische Krebshilfe informiert seit fast 20 Jahren über den 
richtigen Umgang mit der Sonne. Die Vorsorgekampagne „Sonne ohne 
Reue“ ist mittlerweile das Markenzeichen für Hautkrebsaufklärung und 
-vorsorge geworden und wird heuer von den Vorarlberger Sparkassen erst-
mals unterstützt. 
Eines der wesentlichsten Anliegen ist dabei der Sonnenschutz für Kinder. 
Trainerinnen der Krebshilfe Vorarlberg übten daher mit Volksschülern den 
richtigen Umgang mit der Sonne. Bei einem „Sonnen-Kreuzworträtsel“ 
konnten die Kinder das Gelernte abtesten. Dabei gab es unter anderem ei-
nen Familieneintritt ins Ravensburger Spieleland zu gewinnen.

Jugendbetreuer Marcel Luger von der Dornbirner Sparkasse mit der Gewinnerin Lena 
Casanova 

700 Kunden für die Zweite Sparkasse in Kärnten
Die Zweite Sparkasse hilft Menschen, die unter normalen Umständen 
kein Bankkonto mehr bekommen würden. In Kärnten betreibt das Institut 
mit Klagenfurt und Villach mittlerweile zwei Standorte. Derzeit hat die 
Zweite Sparkasse bereits 700 Kunden, die von 30 Mitarbeitern der Kärnt-
ner Sparkasse ehrenamtlich betreut werden.

beleben und die Ängste der Wertpa-
piersparer abzubauen?
Wir haben ein Vertrauenspaket für 
den Kapitalmarkt in Vorbereitung. 
Da geht es um bessere Informa- 
tionspflichten und mehr Kompeten- 
zen für die Finanzmarktaufsicht. Aber 
die Ängste der Wertpapiersparer ha-
ben wohl mehr mit dem derzeitigen 
Marktumfeld zu tun. Das kann die 
Politik kaum beeinflussen. 

Können Sie die Argumentation der 
Sparkassen nachvollziehen, dass 
es sich bei der Kursgewinnbesteue-
rung um eine Substanzsteuer han-
delt, weil der aktuelle Aktienkurs je-
weils den aktuellen Substanzwert ei-
nes Unternehmens widerspiegelt?
Steuertechnisch kann ich das nicht 
nachvollziehen, weil ja nicht die Sub-
stanz besteuert wird, sondern der Ver-
äußerungsgewinn. Es muss also eine 
Veräußerung mit Gewinn geben, da-
mit überhaupt eine Steuerpflicht ent-
steht. Würde die Steuer auch ohne 
Veräußerung auf den Wert der Aktie 
eingehoben, dann könnte ich die Ar-
gumentation verstehen. 

Sie haben im Juli die Steuerbe-
günstigung für sogenannte Golden 
Handshakes beim vorzeitigen Über-
gang in den Ruhestand in Frage ge-
stellt und damit aus Expertenkreisen 
breite Zustimmung geerntet. Meinen 
Sie mit Ihrem Vorstoß nur die Son-
derabfertigungen, die im Rahmen ei-
nes „Sozialplans“ ausgehandelt wer-
den, oder geht es Ihnen auch um 
die drei Monate Abfertigung, die – 
über den gesetzlichen Anspruch hin- 
aus – mit dem begünstigten Steuer-
satz von 6 Prozent versteuert werden 
können?
Der Sozialplan steht bei mir nicht im 
Fokus. Ich will jedoch steuerliche An-
reize für den Zugang zur Frühpen-
sion abschaffen. Da spielt sicher die 
freiwillige Abfertigung, die zusätzlich 
zum gesetzlichen Anspruch in Form 
eines „Golden Handshakes“ vor dem 
Gang in die Frühpension ausgezahlt 
wird, eine wesentliche Rolle. Die Ab-
schaffung der Steuerbegünstigung für 
gesetzliche Abfertigungsansprüche 
steht für mich hingegen nicht zur Dis-
kussion. 

Ab welchem Zeitpunkt halten Sie ei-
ne Steuerreform, die zu einer spür-
baren Entlastung etwa bei der Lohn- 
bzw. Einkommensteuer führen soll, 
im Hinblick auf die aktuelle Situati-
on der Staatsfinanzen für fiskalpoli-
tisch vertretbar?
Eine Steuerreform mit Entlastungsef-
fekten halte ich erst dann für vertret-
bar, wenn wir uns durch Sparsamkeit 
den budgetären Spielraum dafür er-
arbeitet haben. Andernfalls würde ei-
ne großangelegte Entlastung zwangs-
läufig direkt in das nächste Sparpa-
ket führen. 

Sie haben sich mehrfach gegen die 
Wiedereinführung einer Vermögen-
steuer ausgesprochen. Mit welchem 
Argumentarium wollen Sie den ein-
schlägigen Vorstoß des Koalitions-
partners parieren?
Es gibt keinen einzigen Steuerexper-
ten, der sich für die Wiedereinfüh-
rung der Vermögenssteuer, wie es sie 
vor 1993 gegeben hat, ausspricht. Es 
gibt in Wahrheit unzählige Argumen-
te, die dagegen sprechen. Ich nenne 
hier nur stellvertretend eines: Wenn 
ich ohnehin die Erträge aus Vermögen 
mit bis zu 50 Prozent besteuere, wor-
in liegt die Logik oder die Gerechtig-
keit, zusätzlich auch noch die Sub-
stanz zu besteuern? Auch die Steu-
er auf die Substanz muss ja aus den 

Erträgen abgedeckt werden können, 
sonst läuft das auf eine Enteignung 
hinaus. Oder sind großangelegte Ent-
eignungen in Wahrheit das, was ei-
nigen marxistischen Träumern in der 
SPÖ vorschwebt? Diese Frage muss 
man stellen.

Ist für Sie etwa eine Anhebung der 
Grundsteuern als politischer Kom-
promiss in der Vermögensteuerfrage 
vorstellbar?
Was für ein Kompromiss sollte das 
sein? Die SPÖ will ja angeblich die 
Reichen besteuern. Eine Anhebung 
der Grundsteuer trifft aber nicht 
die Reichen, sondern jeden, der ei-
nen Wohnsitz hat – sei es direkt über 
die Steuer, wenn er Eigentümer ist, 
oder indirekt über die Betriebskos-
ten, wenn er Mieter ist. Welches Ar-
gument gibt es für eine zusätzliche 
Belastung dieser großen Personen-
gruppe? 

Was halten Sie von den internatio-
nal immer wieder vorgebrachten 
Vorstößen für eine Flat Tax wie je-
nem des deutschen Professors Kirch-
hof?
Kirchhof hat mit seinem „Bundes-
steuergesetzbuch“ ein extrem ambi-
tioniertes Werk vorgelegt. Er will aus 
rund 33.000 Steuerparagraphen in 
Deutschland nur 146 machen. Wür-
de man das auf Österreich umlegen, 
dann hätte das Einkommensteuerge-
setz nur noch einen einzigen Para-
graphen. Das zeigt, wie kompliziert 
das Steuerrecht in unserem Nachbar-
land sein muss. Aber die Stoßrichtung 
stimmt absolut. Es ist auch mein Ziel, 
das Steuersystem nach den Grundsät-
zen „weniger, einfacher, leistungsge-
rechter“ umzugestalten. Da kann ei-
ne Flat Tax durchaus ein Weg sein. 
Es gibt jedenfalls keine Denkverbote. 

Wie sehen Sie die jetzige Situation 
im Zusammenhang mit Griechen-
land? Reicht das, was die Regie-
rungschefs vor kurzem beschlossen 
haben, oder muss man mit weiteren 
Unterstützungspaketen rechnen? 
Die Beschlüsse der Regierungschefs 
sind sicherlich positiv zu bewerten – 
vieles von dem, was in diesem Zu-
sammenhang beschlossen wurde, ha-
ben ja die Finanzminister bereits vor-
geschlagen: etwa mehr Flexibilität 
für den europäischen Haftungsschirm 
EFSF. Jetzt geht es vor allem um zwei 
Dinge: Wir müssen die Ansteckung 
anderer Volkswirtschaften unter al-
len Umständen verhindern, und wir 
müssen auch weiterhin darauf achten, 
dass Griechenland sein Konsolidie-
rungsprogramm auf Punkt und Bei-
strich umsetzt. Wenn uns das gelingt, 
gibt es keinen Grund für weitere Un-
terstützungspakete. 

Das Gespräch führte Milan Frühbauer.

„Ich glaube, es ist allen relativ klar, dass ein 
Defizit jenseits der 3 Prozent noch kein Grund 
ist, in Euphorie zu verfallen.“
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Aktiv gegen  
die Wohnbaulücke
s Wohnbaubank bietet ideales Instrument für Vorsorge

zinsten Tranchen mit Monatsbonus, 
auf die bis Ende Juni beachtliche 93 
Prozent aller neu emittierten Wohn-
bauanleihen entfielen. „Diese Emis-
sionen sind besonders gut zur Pensi-
onsvorsorge geeignet“, unterstreicht 
Josef Schmidinger die gute Produkt-
idee. „So kann man die Abfertigung 
kapitalgesichert anlegen und gleich-
zeitig einen monatlichen Zusatz zum 
Haushaltsbudget lukrieren.“ 

Die s Wohnbaubank begibt zwei un-
terschiedliche Monatsbonus s Wohn-
bauanleihen mit einer Verzinsung 
von 3,6 und 3,3 Prozent p. a., die 
sich durch den jeweiligen Tageskurs 
unterscheiden. 

Weiters befindet sich noch eine an 
den Euribor gebundene s Wohnbau-
anleihe im Produktportfolio. Sie ist 
mit einer Anfangsverzinsung von 
1,5 Prozent (Äquivalenzrendite* 2,0 
Prozent vor KESt) für die ersten 20 
Monate ausgestattet und hat eine 
Laufzeit von elf Jahren.

Die Bilanzsumme stieg von 2.360 
Mio. Euro Ende des vergangenen 
Jahres im ersten Halbjahr 2011 auf 
nunmehr 2.380 Mio. Euro.

Geschäftspolitisches Ziel der s Wohn- 
baubank ist es, die aufgebrachten 
Mittel den gemeinnützigen Bauver-
einigungen in Form von zinsstabi-
len, langfristigen Finanzierungsmit-
teln zur Verfügung zu stellen. Um-
so wichtiger ist es, dass die öster-
reichischen Wohnbaubanken aus-
reichend Mittel aufbringen können. 
Der Ausleihungsbestand der s Wohn-
baubank beläuft sich Ende Juni auf 
insgesamt 2.141 Mio. Euro, was ei-
nem Plus von 1,8 Prozent gegenüber  
Dezember 2009 entspricht. 

In dem für Kapitalmarktprodukte 
derzeit sehr schwierigen Umfeld be-
hauptet das österreichische Wohn-
baubankensystem seine herausra-
gende Stellung als sichere Form der 
Förderung von leistbarem Wohn-
raum in Österreich. Neben der di-
rekten Wohnbauförderung benötigt 
die österreichische Wohnungswirt-
schaft langfristige, zinsstabile Finan-
zierungsmittel für den mehrgescho-
ßigen Wohnbau. Die Wohnbaulücke 
muss aktiv bekämpft werden.

In Zeiten knapper werdender Bud-
getmittel für den Wohnbau und die 
Wohnbauförderung gewinnen Spe-
zialinstitute, die zur Stabilisie-
rung der Wohnungskosten und da-
mit zur Sicherung leistbaren Wohn-
raums beitragen, an Bedeutung. 
Mit der s Wohnbauträger Gmbh, ei-
ner 99,5-prozentigen Tochter der 
s Wohnbaubank, gelingt es bereits 
sehr erfolgreich, den erforderlichen 
Eigenmittelanteil der Wohnungs-
werber zu senken und die Anschaf-
fungskosten geringer zu halten. Die 
s Wohnbauträger erwirbt das Grund-
stück, bleibt in Folge auch Eigentü-
mer und stellt das Grundstück über 
einen Baurechtsvertrag dem Bauträ-
ger zur Verfügung. Die s Wohnbau-
bank kann daneben auch noch güns-
tige Finanzierungsmittel für den Bau 
der Wohnungen bereitstellen. 

„Gerade in Zeiten unsicherer Wirt-
schaftsparameter brauchen Woh-
nungssuchende und Wohnungsmie-
ter stabile Verhältnisse. Hier ist das 
preisdämpfende Wohnbaubanken-
system essentiell, um die Mieten für 
die Bewohner leistbar zu halten“, be-
tont Josef Schmidinger, Vorstand der 
s Wohnbaubank, die stabilisierende 
Wirkung dieser Form von Immobili-
enfinanzierung.

Die s Wohnbaubank hat ihre Anlei-
hen zum überwiegenden Teil durch 
Ausleihungen an gemeinnützige 
Bauträger überdeckt. Das Institut 
hält mehr als 1.000 Wohnungen im 
Eigentum. Hinter ihren Ausleihun-
gen stehen mehr als 50.000 vermie-
tete Wohneinheiten mit einer Durch-
schnittsmiete von bis zu 5 Euro pro 
m2, was deutlich unter den Markt-
preisen liegt. Den Bewohnern wird 
somit langfristig günstiges Wohnen 
und der Wohnbaubank die Rückfüh-
rung der Finanzierung garantiert. 
Dadurch hat die s Wohnbaubank in 
ihrem 15-jährigen Bestehen noch nie 
einen Euro abschreiben müssen. 

s Wohnbauanleihe mit 
Monatsbonus 
In den ersten sechs Monaten die-
ses Jahres erreichte die s Wohnbau-
bank insgesamt ein Emissionsvolu-
men von 97 Mio. Euro, was einem 
Plus von 27,6 Prozent gegenüber 
dem Vergleichszeitraum des Vorjah-
res entspricht. Insgesamt befinden 
sich derzeit 2.025 Mio. Euro (+3,8 
Prozent gegenüber Jahresende 2010) 
an s Wohnbauanleihen im Umlauf. 
Bei den Anlegern besonders beliebt 
sind im heurigen Jahr die fix ver-

Ideale Vorsorge für das Alter
Wohnbauanleihen sind besonders gut 
zur Zukunftssicherung im Alter ge-
eignet: Mit ihren durch die KESt-
Befreiung attraktiven Renditen bie-
ten sie derzeit eine ausgezeichnete 
Möglichkeit, Vermögen zur späteren 
Verwendung aufzubauen. Im Rah-
men der Grenzen für Sonderausga-
ben ist ein Viertel der Ausgaben für 
den Ersterwerb von Wohnbauanlei-
hen absetzbar. Neben der Befreiung 
von der Kapitalertragssteuer bis zu 
4 Prozent kann dadurch eine noch 
höhere Rendite erwirtschaftet wer-
den. Die s Wohnbaubank garantiert 
das gesamte Kapital einer Wohn-
bauanleihe zum Tilgungszeitpunkt. 
Ein vorzeitiger Verkauf im Sekun-
därmarkt ist grundsätzlich möglich, 
hier hängt der Rückkaufkurs von der 
Kapitalmarktentwicklung und so-
mit von der jeweiligen Nachfrage im 
Markt ab. Es ist jedoch während der 
Laufzeit mit stärkeren Kursschwan-
kungen zu rechnen. 

Aufgrund der Diskussion über 
Staatsanleihen ist die hinter den 
Wohnbauanleihen liegende Sicher-
heit aus hypothekarisch besicherten 
Darlehen spürbar in den Fokus ge-
rückt. Mit einer Loan-to-Deposite-
Ratio von 101,0 Prozent weist die  
s Wohnbaubank auch hier eine solide 
Überdeckung auf.

* Herkömmliche Anleihenrenditen unterliegen 
der KESt, während für Wohnbauanleihen bis 
zu einer Rendite von 4 Prozent keine gesetzli-
che Steuerpflicht besteht. Eine herkömmliche 
Anleihe müsste daher die ausgewiesene Ren-
dite bieten, um mit der entsprechenden Wohn-
bauanleihe vergleichbar zu sein.

Josef Schmidinger: „Das preisdämpfende Wohnbaubankensystem ist essentiell, um die 
Mieten für die Bewohner leistbar zu halten.“

Standortpolitik,  
was sonst? 
 

Einblick

Bei Kursverlusten von 25 Prozent 
für hochprofitable und mit prall ge-
füllten Auftragsbüchern ausgestat-
tete Industriewerte können schon 
Zweifel aufkommen: Zählt der re-
alwirtschaftliche Erfolg in Zeiten 
der weltweiten Börsepanik über-
haupt nichts mehr? Sind die Halb-
jahresberichte über die Ertragsent-
wicklung, den Orderstand, die For-
schungsquote oder die Exportquo-
te im Ernstfall wirklich Makulatur?
Es klingt wie Hohn: Just an dem 
Tag, an dem in Österreich die Au-
ßenhandelsdaten für die ersten fünf 
Monate dieses Jahres mit einem 
Exportwachstum von 20 Prozent 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
publiziert wurden, begann die stei-
le Talfahrt des ATX. Beim DAX 
wiederum führte am Tag mit den 
heftigsten Kursverlusten just die 
BMW-Aktie die Flop-Liste an. Am 
Vortag jedoch hatten die Autobau-
er aus Bayern die besten Absatzer-
gebnisse in der Unternehmensge-
schichte bekanntgegeben. 

Das Phänomen 
ist nicht neu. 
Bei weltwei-
ter Verunsiche-
rung der Akti-
enmärkte nei-
gen nicht weni-

ge Investoren zur krassen Übertrei-
bung und verkaufen entgegen der 
realwirtschaftlichen Ratio. Ohne 
Zweifel beschleunigt die praktisch 
weltweite Transparenz der Kapi-
talmärkte mit dem elektronischen 
Modus „real time“ solche Irratio-
nalitäten. 
Aber es nützt nichts: Beruhigende 
Worte der EZB oder aus der FED 
bringen nur kurzfristig Entspan-
nung. Die mittelfristige Wiederher-
stellung von Vertrauen braucht zwei 
grundlegende Strategien. Die ernst-
gemeinte Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte und eine bein-
harte Politik der Nutzung aller sich 
bietenden Wachstumsimpulse.
Viele fürchten, das eine schlie-
ße praktisch das andere aus. Denn 
Budgetsanierung ist in der Regel 
mit Minderausgaben der öffentli-
chen Hand verbunden, was zwei-
fellos wachstumsdämpfende Effek-
te hat.

Umso wichtiger ist die Forcierung 
der einzelwirtschaftlichen und so-
mit der gesamtökonomischen Wett-
bewerbsfähigkeit.
Früher nannte man das gezielte 
„Strukturpolitik“, mittlerweile fir-
miert dieses Konzept unter dem 
Kürzel „Standortpolitik“:
Was nach komplexem Instrumenta-
rium klingt, das ist im Grunde ein 
ganz trivialer Zusammenhang. 
Solange es keine einheitliche euro-
päische Steuer- , Abgaben- und So-
zialpolitik gibt, wird den einzelnen 
Ländern die Basisverantwortung für 
das eigene wirtschaftliche Wohl- 
ergehen niemand abnehmen kön-
nen.
Das ist ja Kern des Dilemmas: 
Während auf den Finanzmärkten 
die globale Integration längst voll-
zogen ist, muss jedes Land an den 
realwirtschaftlichen Stellschrau-
ben selbst Hand anlegen und da-
bei auch noch Fingerspitzengefühl 
beweisen.
Man mag das als Floriani-Prinzip 
diskreditieren, Faktum ist, dass die 
internationale Wettbewerbsfähig-
keit und somit die Konjunkturen 
noch immer stark hausgemacht 
sind.

Natürlich ist 
ein kleines 
Land wie Ös-
terreich – im-
merhin macht 
die Exportquo-

te im weiteren Sinne rund 60 Pro-
zent des BIP aus – vom globa-
len Konjunkturverlauf stark abhän-
gig. Aber die Forschungsquote, die 
Qualität der Ausbildung, die Rah-
menbedingungen für Investoren, 
die Lohnpolitik, die Fiskalpolitik 
und die Branchenstruktur der Wirt-
schaft entscheiden sich im Inland.
Die Gesetze des EU-Binnenmark-
tes gelten für den Absatz, jedoch 
keineswegs im selben Ausmaß für 
die entscheidenden Parameter eines 
attraktiven Wirtschaftsstandortes.
Österreich muss jetzt alle Kräf-
te mobilisieren, um die bessere 
Wachstumsposition im Euro-Raum 
zu erhalten und a suszubauen. Das 
ist zentrales Thema für die herbst-
liche Agenda. Die Bundeshymne 
wird ja bis dahin abzuhaken sein, 
oder?

Vieles ist  
noch haus- 
gemacht

Beruhigende 
Worte helfen 
nur kurz

Milan Frühbauer

Milan Frühbauer ist Wirtschaftsjournalist. Der ehemalige Chefredakteur der Zeit- 
schrift „industrie“ ist wirtschafts- und medienpolitischer Kommentator der Fach- 
medien des Manstein Verlags und Chefredakteur der Österreichischen 
Sparkassenzeitung.



4  www.sparkasse.at/
sparkassenzeitungsparkassen aktuellAugust

2011

Otto Lauer*)

„Jüngere Führungskräfte kümmern 
sich zu wenig um die eigene Zukunft 
und vergessen auf ergänzende Pen-
sionsvorsorge über die Firma“, lässt  
Otto Lauer, Pensionsexperte der VBV, 
mit warnenden Hinweisen aufhor-
chen. Die heute über 60-jährigen Ma-
nager waren da meist cleverer. Ver-
gleicht man die Pensionsvorsorge der 
jüngeren Führungskräfte mit jener 
der „Altmanager“, so steigen die Jun-
gen schlecht aus. Dafür gibt es meh-
rere Gründe: Die gegenwärtig 35- bis 
50-jährigen Manager werden einmal 
eine deutlich niedrigeren ASVG-Pen-
sion erhalten. Nichtanrechnung von 
Studienzeiten, längere Durchrech-
nungszeiträume und Abschläge bei 
vorzeitigem Pensionsantritt verringern 
die staatliche Pension um rund 30 Pro-
zent.
Aber auch bei den Firmenpensionen 
haben die „Altmanager“ meist bes-
ser verhandelt. So ist es nicht selten, 
dass der im Unternehmen nachfolgen-
de Geschäftsführer eine deutlich nied-
rigere Pensionszusage erhält als sein in 
Pension gehender Vorgänger.
Besonders alarmierend sind die Vor-
sorgedefizite bei Führungskräften im 
KMU-Bereich. Entweder gibt es über-
haupt keine Firmenpensionen oder die 
Beiträge reichen nicht für die Schlie-
ßung der Pensionslücke. Diese Lücke 
ist durchaus gravierend. Die Initiative 
müssen die Führungskräfte aber selbst 
ergreifen, betont Otto Lauer. Laut 
WDF-Studie haben rund 50 Prozent 

Jüngere Manager verdrängen  
Gefahr der Pensionslücke
VBV Pensionskasse rät zur Eigeninitiative

eine Pensionszusage in ihrem Unter-
nehmen ausgehandelt und nutzen da-
mit die Vorteile von Firmenpensionen:
–	 Die Beiträge werden zur Gänze als 
Betriebsausgaben anerkannt,
–	 sind von Lohnsteuer- und Sozial-
versicherungsabgaben befreit, und die 
Veranlagungserträge sind steuerfrei.
–	 Die Versteuerung verschiebt sich in 
die Pension, in der die Steuerbelastung 
deutlich geringer ist als in der Aktiv-
phase.
Wer den Nutzen optimieren will, deckt 
weitere Risken über die Firma. So 
kann etwa mit einem Spezialmodell 

der VBV Pensionskasse – der VBV-
Managerpension – auch erhöhter Hin-
terbliebenenschutz für den Partner 
über Betriebsausgaben finanziert wer-
den. Auch eine für Manager adäquate 
Vorsorge für Berufsunfähigkeit kann 
in das Modell integriert werden. Wich-
tig ist, sich rechtzeitig um eine Fir-
menpension zu kümmern. Denn wer 
zu spät daran denkt, kann in der ver-
bleibenden Aktivzeit die Lücke kaum 
mehr schließen. 

* ) Otto Lauer ist Pensionsexperte der 
VBV.

sparkassen NEWS

Übernahme der Intermarket Bank fixiert 
Die Erste Bank Oesterreich hat nun einen Anteil von 88,6 Prozent an der 
Intermarket Bank übernommen. Die übrigen Aktionäre sind die Steiermär-
kische Sparkasse (7,0 Prozent) und die Kärntner Sparkasse (4,4 Prozent). 
Die Intermarket ist mit einem Forderungsvolumen von 3,6 Mrd. Euro Ös-
terreichs größte Factorbank. Beim „Factoring“ werden kurzfristige Kun-
denforderungen von Unternehmen zwischenfinanziert. Häufig übernimmt 
eine Factorbank auch das Ausfallsrisiko für den Lieferanten.

„Kultur im Turm“
Die Kärntner Sparkasse fördert aus den Mitteln der Privatstiftung Kärnt-
ner Sparkasse die Veranstaltungsreihe „Kultur im Turm“ in Winklern. Die-
se findet bereits das achte Jahr in Folge im Mautturm von Winklern statt.
Die in Oberkärnten einzigartige Kulturserie wird von Hans Sutter und sei-
ner Frau Gerhild mit großem Engagement geführt. 

Besonders der Jugend 
wird die Möglichkeit ge-
boten, im bis zu 80 Per-
sonen fassenden Dach-
geschoß des Mautturms 
musikalisch aufzutre-
ten. Hier wird ein Stück 
Volkskultur gelebt, das 
von Prosa über Lyrik bis 
hin zu modernen Klän-
gen oder sogar südame-
rikanischer Gitarrenmu-
sik reicht. 

Helmut Fercher, Leiter der 
Kärntner Sparkasse Winklern, 
sowie Hans und Gerhild 
Sutter freuen sich über die 
Kulturförderung.

Kundenzustrom eindämmen, 
Stammkunden verlieren!
Jugendliche sind Kernzielgruppe der Zweite Sparkasse

Was für eine normale Sparkasse 
nach Katastrophe klingt, ist für die 
Zweite Sparkasse das Kernziel. Er-
folgreich ist die Zweite Sparkasse 
nämlich dann, wenn ihre Klientel ih-
re Dienste nicht mehr nötig hat. 

Schuldenprävention heißt das Zau-
berwort, also der richtige Umgang 
mit Geld. Das besondere Augenmerk 
der Zweite Sparkasse liegt in den 
fünf Jahren ihres Bestehens deshalb 
besonders auf Jugendlichen, weil 
diese besonders gefährdet sind, in 
die Schuldenfalle zu tappen.
Die erste Lehrlingsentschädigung, 
das erste selbstverdiente Geld. Was 
nach Freiheit klingt, endet viel zu oft 
in einer Zwangslage. Die Zahlen der 
Schuldnerberatung Wien, mit der die 
Zweite Sparkasse eng kooperiert, be-
sagen, dass die ersten Schulden viel-
fach schon gemacht werden, bevor 
die Betroffenen 20 Jahre alt sind. Ein 
Großteil der Menschen, die auf die 
Schuldnerberatung angewiesen sind, 
haben einen Pflichtschul- oder Be-
rufsschulabschluss. 
In den fünf Jahren seit der Grün-
dung der Zweite Sparkasse haben 75 
Workshops mit etwa 450 Jugendli-
chen stattgefunden, was bei ca. 8.000 
Kunden eine beachtliche Zahl ist. 

Diese Workshops fanden und finden 
in Kooperation mit Jugend am Werk, 
BikuTreff und Wien Work statt. Ju-
gend am Werk ist eine Organisation, 
die sich Jugendlichen und benachtei-
ligten Menschen widmet und dabei 
hilft, diese in die Selbständigkeit zu 
führen. Der BIKU-Treff widmet sich 
der sozialen und beruflichen Integra-
tion von Menschen mit psychosozia-
lem Förderbedarf. Wien Work bietet 
für Jugendliche mit Lern- und Leis-
tungsdefiziten Starthilfe in das Be-
rufsleben an.

Wie man mit Geld umgeht
Eines der Projekte der Zweite Spar-
kasse, „I €AN“, wurde 2011 mit dem 
Preis SozialMarie für soziale Inno-
vation ausgezeichnet. Bei diesem 
Projekt werden Workshops für Ju-
gendliche zwischen 15 und 19 Jah-
ren im ersten oder zweiten Lehrjahr 
durchgeführt. Über mehrere Monate 
hindurch beschäftigen sich die von 
„Jugend am Werk“ betreuten Lehr-
linge intensiv damit, wie man mit 
Geld richtig umgeht. Konzipiert wur-
den diese Kurse gemeinsam mit der 
Schuldnerberatung Wien. Im ers-
ten Schritt wird mit den Jugendli-
chen diskutiert, was im Leben Spaß 
macht, was für sie wichtig und er-

strebenswert ist – und mit welchen 
Kosten die Erfüllung dieser Wünsche 
verbunden sind. Im zweiten Schritt 
wird ein Haushaltsplan erstellt und 
darüber nachgedacht, wie diese 
Wünsche in den nächsten zehn Jah-
ren zu verwirklichen wären. Der drit-
te Schritt besteht darin, Stolpersteine 
und Schuldenfallen aufzuzeigen und 
zu lernen, wie man diese vermeidet 
bzw. mit diesen umgeht. 
„I €AN“ wurde von den Jugendli-
chen sehr positiv aufgenommen. Die 
Reaktionen reichten von „guter Ein-
stieg ins Thema“, „Die eigenen Pro-
bleme und Fragen werden ernst ge-
nommen“ bis zu „Fachbegriffe wur-
den gut erklärt“. Geplant ist deshalb, 
diese Aktivitäten auf weitere soziale 
Einrichtungen wie auch auf die Bun-
desländer, in denen die Zweite Spar-
kasse tätig ist, auszudehnen.  -spa- 

Weiterführende Informationen

www.zweitesparkasse.at 

www.sozialmarie.org

www.jaw.at

www.bikutreff.at

www.wienwork.at

www.schuldnerberatung-wien.at/ 

*monatliches Durchschnittseinkommen nach Führungsebenen
 Quelle: WdF-Einkommensstudie 2011
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Pensionslücke der Führungskräfte

2. Ebene € 7.871,-*

1. Ebene € 13.300,-*

3. Ebene € 5.743,-*

maximale ASVG-Pension
2.890,- Euro

Neuer Trendsport Aquazorbing
Die Sparkasse Waldviertel-Mitte brachte die neue Trendsportart „Aqua-
zorbing“ ins ZwettlBad. Die Teilnehmer können sich dabei in zwei Me-
ter großen durchsichtigen Bällen auf dem Wasser bewegen, ohne nass zu 
werden. Am Beckenrand steigt man in den Ball, der danach aufgepumpt 
und verschlossen wird. 

 

Die Mitglieder des Sparerfoh-Clubs sowie spark7 Premium-Members freuten sich über 
den von der Sparkasse finanzierten freien Eintritt.

Busfahrt ins Freizeitabenteuer
Für abenteuerhungrige Jugendliche organisierten die Vorarlberger Spar-
kassen eine vergünstigte Busfahrt in den Europa-Park in Rust in Deutsch-
land. Der Europa-Park ist Deutschlands größter Freizeitpark und bietet 
über 100 Attraktionen, Shows und Sensationen, die zur Entdeckung ein-
laden. Von der größten Achterbahn Europas über den „Silver-Star“, eine 
Reise durchs Weltall mit Eurosat, Fjord-Rafting im tosenden skandina-
vischen Wildbach und die Wasserachterbahn „Poseidon“ bis hin zu Loo-
pings im Blue Fire Megacoaster. 
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Bildung ist für den 2006 von ERS-
TE Stiftung und Caritas gegründeten 
KomenskýFond der wirkungsvollste 
Weg, Armut zu vermeiden bzw. wirk-
sam zu bekämpfen.

Am Abend des 7. Juli 2011 gingen 
im Wölzertal in der Obersteiermark 
schwere Unwetter nieder. Der Wöl-
zerbach trat über die Ufer und über-
flutete Straßen, Äcker, Keller und 
Häuser. Die Verwüstungen waren 
teilweise so schlimm, dass Häuser 
nicht mehr bewohnbar sind. Die Ca-
ritas koordinierte vor Ort die Hilfs-
maßnahmen und konnte den betrof-
fenen Familien diverse Hilfeleistun-
gen anbieten. Eine davon: Finanzi-
elle Unterstützung für den Schulbe-
ginn im September. Für diese spezi-
elle Hilfestellung konnte auf Mittel 
aus dem KomenskýFond zurückge-
griffen werden. Das ist nur ein spe-
zielles Beispiel für die Verwendung 
der Mittel aus diesem Fonds.

So hilft der Fonds
Der KomenskýFond ist eine Initia-
tive von ERSTE Stiftung und Cari-
tas. Er wurde geschaffen, um Men-
schen in schwierigen Situationen zu 
helfen, Bildungschancen wahrzu-
nehmen, und um das Bewusstsein zu 
fördern, dass Bildung der wirkungs-
vollste Weg aus der Armut ist. Die 
Ziele des Fonds sind:

•	 konkreter Armutsgefährdung sozi-
al benachteiligter Menschen erst gar 
nicht auftreten zu lassen, indem Bil-
dungsmaßnahmen ermöglicht werden
•	 Lebensperspektiven durch Bildung 
zu verbessern
•	 einen Beitrag zum sozialen und 
ethnischen Zusammenhalt in Europa 
zu leisten und damit
•	 die soziale Kompetenz und das 
Miteinander verschiedener Ethnien 
zu fördern.

Im ersten Schritt werden konkrete 
Maßnahmen gesetzt, um die Lebens- 
und Lernbedingungen der Menschen 
zu verbessern. Im zweiten Schritt 
dient der Fonds als Plattform für den 
Erfahrungs- und Wissensaustausch 
der beteiligten Projektpartner. Der 
dritte Schritt soll dann darin liegen, 
dass die vom KomenskýFond be-
treuten Menschen selbst strukturelle 
und politische Veränderungen in ih-
rer Region initiieren und an diesen 
arbeiten. Christoph Petrik-Schwei-
fer, Generalsekretär der Caritas Aus-
landshilfe: „Seit dem Start des Ko-
menskýFond vor fünf Jahren können 
wir Jahr für Jahr mehr als 400 Er-
wachsenen sowie etwa 1.000 Kin-
dern und Jugendlichen in der Slowa-
kei, der Republik Moldau, der Ukrai-
ne, in Rumänien, Tschechien, Un-
garn, Serbien, Kroatien und Öster-
reich durch maßgeschneiderte Bil-
dungsangebote neue Perspektiven 
für Wege aus der Armut eröffnen.“ 
„Armut ist nachhaltig nur durch 
bessere Bildung zu besiegen“, un-
terstrich auch Franz Küberl bei der 
Fachtagung des KomenskýFond am 
4. Juli in Wien. Das gegenwärtige 
Bildungssystem verfehle den An-
spruch, Armut zu brechen, da es die 
Chancengleichheit nicht gewährleis-
te, so der Caritas-Präsident. 
In Österreich werden die Bera-
tungs- und Unterstützungsmaßnah-
men von den Sozial- und Migran-
ten-Beratungsstellen der Caritas um-

gesetzt. Während sich die angebo-
tenen Leistungen früher primär auf 
die Existenzsicherung armutsgefähr-
deter Haushalte beschränkten, kön-
nen die Sozialberatungsstellen dank 
der Finanzierung durch den Komens-
kýFond auch Bildungsprojekte an-
bieten. Wird etwa während der Be-
ratungsgespräche festgestellt, dass 
Kurse und Weiterbildung zur nach-
haltigen Verbesserung der Situation 
der Betroffenen beitragen, wird die 
Finanzierung durch den Komenský-
Fond der ERSTE Stiftung übernom-
men.
Viele Klienten der Sozialberatungs-
stellen zeigen sich äußerst motiviert, 
ihre Chancen durch die Teilnahme 
an Bildungsprogrammen zu verbes-
sern. Dank der Förderung durch den 
KomenskýFond der ERSTE Stiftung 
haben sie die Möglichkeit, Kurse zu 
besuchen und ihre Zukunfts- und Be-
rufschancen wesentlich zu verbes-
sern. Ein Teil der Fördermittel wird 
in Programme investiert, die es Men-
schen ermöglichen, bereits begonne-
ne Ausbildungen abzuschließen.

Soziale Integration 
Armutsgefährdete Familien können 
es sich oft nicht leisten, ihren Kin-

Bildung gegen Armut
Der KomenskýFond von ERSTE Stiftung und Caritas

Seit dem Start des KomenskýFond können Jahr für Jahr mehr als 400 Erwachsenen sowie 
etwa 1.000 Kindern und Jugendlichen aus Mittel- und Osteuropa neue Perspektiven für 
Wege aus der Armut eröffnet werden.

Jan Amos Komenský wurde am 28. März 1592 in Südostmähren geboren und 
starb am 15. November 1670 in Amsterdam. Komenský war Philosoph, Theo-
loge und Pädagoge. Im Mittelpunkt von Komenskýs Tun stand eine christ-
lich-humanistische Lebensgestaltung. Ein philosophischer Grundsatz sei-
ner Pädagogik lautet: „omnes omnia omnino texcoli“, das heißt: „Alle alles 
ganz zu lehren“. Als Lernprinzipien stellte er Lernen durch Tun, Anschauung 
vor sprachlicher Vermittlung, Muttersprache vor Fremdsprache, Beispiel (Vor-
bild) vor Worte.
In seinen didaktischen Werken forderte Komenský eine allgemeine Reform 
des Schulwesens mit einer Schulpflicht für Buben und Mädchen aller Stände 
mit einer einheitlichen Schulausbildung bis zum 12. Lebensjahr. Danach soll-
ten die praktisch Begabten eine Lehre, die anderen weitere Schulbildung auf 
der Lateinschule, später an der Universität absolvieren. Revolutionär waren 
seine Forderungen nach Bildung via Anschaulichkeit und Strukturiertheit des 
Unterrichts, Bezug des Unterrichts zum Alltag und vielem mehr. Die ERSTE 
Stiftung sieht ihr Ziel in der Verwirklichung einer Europaidee, in der die Men-
schen frei und bereit sind, Verantwortung zu übernehmen und diese für das 
Gemeinwohl einzusetzen.
Die Caritas Österreich setzt sich in vielfältiger Weise für Menschen in Not im 
In- und Ausland ein und unterstützt Bildungsprojekte, etwa für langzeitar-
beitslose Menschen bzw. Frauen in Notsituationen in Österreich, aber auch 
für benachteiligte Jugendliche in den ärmsten Länder Europas oder etwa 
Straßenkinder in Äthiopien, im Kongo und in Ägypten.
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dern die Teilnahme an Schulaktivitä-
ten wie Projektwochen, Sprachkurse 
oder Skikurs zu ermöglichen. Gera-
de diese Aktivitäten fördern aber das 
Gemeinschaftsgefühl. Jene, die nicht 
mitmachen können, werden schnell 
als Außenseiter abgestempelt.
Ein weiterer Ansatzpunkt: Kinder, 
vor allem aus nicht deutschsprachi-
gen Familien, die Förderung benö-
tigen, um mit ihrer Klasse mithalten 
zu können. Dieser Förderunterricht 
wird oft längere Zeit beansprucht, 
was sich Familien mit mehreren 
Kindern und/oder Migrationshin-
tergrund kaum leisten können. Hier 
kann die Caritas jetzt gezielt helfen.
„Ohne diese Kooperation mit der 
ERSTE Stiftung hätten wir unser 
Angebot in den Sozialberatungsstel-
len nicht um diesen wichtigen Be-
reich erweitern können“, betont Ed-
da Böhm-Ingram, Leiterin des Sozi-
albereichs in der Caritas Salzburg: 
„Nun legen die Caritas-Sozialbera-
ter auf dieses Thema besonderes Au-
genmerk. Nach sorgfältiger Prüfung 
erhalten die Menschen dann aus dem 
KomenskyFond beispielsweise einen 
Zuschuss zum LKW-Führerschein 
oder Mittel für schulische Nachhil-
fe.“ -spa-

Aus der alten 
Mottenkiste

Finanzstaatssekretär Andreas 
Schieder weiß, was seine Parteige-
nossen hören wollen. Deshalb holte 
er kürzlich eine Uralt-Idee der So-
zialdemokratie aus der politischen 
Mottenkiste. Die Höchstbeitrags-
grundlage in der Kranken- und Un-
fallversicherung sei ungerecht und 
müsse deshalb abgeschafft werden. 
Derzeit liegt sie bei 4.200 Euro mo-
natlich, für Beträge, die man dar- 
über hinaus verdient, fallen kei-
ne weiteren Beiträge an. Unver-
ändert bleiben soll die Höchstbei-
tragsgrundlage in der Pensions-
versicherung. Erhöhte man diese 
oder schaffte sie sogar völlig ab, so 
brächte das zwar im Moment dem 
Staatssäckel ebenfalls Mehreinnah-
men, dies hätte aber in Zukunft hö-
here Pensionszahlungen zur Folge.

Auch wenn 
SPÖ und Ge-
w e r k s c h a f -
ter es gebets-
mühlenar t ig 
immer wie-
der behaup-
ten: Die ge-

genwärtige Regelung ist nicht un-
gerecht. Wer ein Einkommen in 
Höhe der Höchstbeitragsgrundlage 
hat, zahlt das Sechsfache jenes Be-
trags, den Kleinstverdiener berap-
pen –und nimmt sicher nicht das 
Sechsfache an Leistungen in An-
spruch. Damit subventionieren die 
Besserverdienenden in der Kran-
kenversicherung schon jetzt die Be-
zieher kleiner Einkommen und ih-
re kostenlos mitversicherten An-
gehörigen in erheblichem Ausmaß. 
Hätten wir die schon seit ewigen 
Zeiten diskutierte, aber nie ein-
geführte Transparenzdatenbank, 
könnte man das exakt nachweisen. 
Nicht unerwähnt bleiben darf auch, 
dass die jährlichen Steigerungsra-
ten der Höchstbeitragsgrundlage in 
den vergangenen Jahren teilweise 
deutlich über der jeweiligen Infla-
tionsrate lagen.
Die Sozialdemokraten fahren seit 
einiger Zeit einen pointierten „Eat 
the Rich“-Kurs, die G’stopften“ 
sollen zahlen. Die Erhöhung der 
Kursgewinnsteuer passte hier ideo-
logisch ebenso hinein wie die For-
derung nach der Wiedereinführung 
von Erbschafts- und Vermögens-
steuer oder jetzt eben nach Ab-

schaffung der Höchstbeitragsgrund-
lage. Dabei treffen solche Maßnah-
men nicht bloß die wenigen hei-
mischen „Superreichen“ wie Wla-
schek, Mateschitz & Co. Zur Kas-
se gebeten wird vielmehr der brei-
te Mittelstand. Die Leistungsträger, 
die schon jetzt den Löwenanteil der 
Steuerlast zu tragen haben, wer-
den zwar ab und zu in politischen 
Sonntagsreden hofiert, in der Reali-
tät aber sind sie längst zu den Melk-
kühen der Nation geworden. Öster- 
reichs Abgabenquote liegt aktuell 
bei 44,4 Prozent und damit höher 
als in Deutschland, Italien oder der 
gesamten EU und natürlich weit 
über jener unserer Nachbarländer 
Tschechien, Ungarn oder Slowakei. 
Selbst die Schweden, die lange den 
Ruf eines Hochsteuerlandes hatten, 
haben ihre Steuerbelastung in den 
vergangenen Jahren deutlich redu-
ziert und liegen nur mehr knapp 
über dem österreichischen Niveau. 
Wer in diesem Umfeld hierzulande 
Steuern oder Sozialabgaben noch 
weiter erhöhen will, hat die Zei-
chen der Zeit ganz und gar nicht 
verstanden. Und er erweist dem 
Wirtschaftsstandort Österreich, der 
die Finanzkrise 2008/09 relativ gut 
bewältigt hat, jetzt aber erneut vor 
großen Herausforderungen steht, 
einen Bärendienst.

Statt sich im-
mer neue Belas- 
tungen für die 
Bürger auszu-
denken, sollte 
die Koalitions-
regierung end-

lich darangehen, die Sparpoten- 
tiale zu heben, die nicht nur im Ge-
sundheitswesen, sondern auch im 
Pensionssystem und in der Verwal-
tung in Milliardenhöhe vorhanden 
sind. Man muss sich ja nicht gleich 
die amerikanische „Tea Party“-Be-
wegung zum Vorbild nehmen, de-
ren gesellschaftspolitische Vorstel-
lungen wirklich nicht in eine mo-
derne westliche Demokratie pas-
sen. Es genügt schon ein Blick in 
die Steiermark, wo unter dem Dik-
tat der leeren Kassen Sozialdemo-
kraten und Volkspartei ein grund-
vernünftiges Sparprogramm be-
schlossen haben und nun gemein-
sam Maßnahmen durchziehen, die 
vorher politisch undenkbar waren.

Christine Domforth

AUSblick

Christine Domforth ist freie Journalistin in Wien.

Gegen-
wärtige 
Regelung  
ist nicht  
ungerecht

Endlich 
Spar- 
potentiale 
heben

Komenský: Idee und Auftrag
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„Robustes Betriebsergebnis“
Erste Group steigert Nettogewinn und Eigenmittelausstattung

wirtschaft aktuell

Solide Entwicklung von Ertrag und 
Eigenkapital in einem nach wie vor 
schwierigen Umfeld, Vertrauen in 
das Wirtschaftswachstum in Zen- 
tral- und Osteuropa sowie die Be-
reitschaft, das Partizipationskapital 
des Bundes nach Zustimmung der 
Notenbank sofort zurückzuzahlen, 
waren die bestimmenden Aussagen 
bei der Präsentation der Halbjahres-
ergebnisse der Erste Group. Diese 
konnte in den ersten sechs Mona-
ten des laufenden Jahres den Net-
togewinn um 5,2 Prozent auf 496,3 
Mio. Euro steigern. Die Bankensteu-
ern in Österreich und in Ungarn be-
lasteten das Ergebnis vor Steuern mit 
nicht weniger als 95,6 Mio. Euro, 
was rund einem Fünftel des erzielten 
Betriebsergebnisses entspricht. Da-
mit ist klar, in welchem Umfang die-
se Belastung den Ausbau der Eigen-
mittel aus Erträgen belastet. 
Die Bilanzsumme stieg seit Jahres-
anfang von 205,9 Mrd. Euro um 4,0 
Prozent auf 214,2 Mrd. Euro. Gleich-
zeitig verbesserte sich das Kredit-
Einlagen-Verhältnis von 113,4 Pro-
zent per 31. Dezember 2010 auf 
111,0 Prozent per 30. Juni 2011. 
Während sich der positive Trend bei 
Kundeneinlagen fortsetzte (+3,2 Pro-
zent auf 120,8 Mrd. Euro), blieb das 
Kreditwachstum verhalten. Das Ein-
lagengeschäft entwickelte sich ins-

besondere in Österreich und Tsche-
chien positiv, während das Kreditge-
schäft vor allem in der Slowakei zu-
friedenstellend war.
Das Eigenkapital der Erste Group 
stieg zum 30. Juni 2011 auf 13,9 
Mrd. Euro (Jahresende 2010: 13,6 
Mrd.), das Core-Tier-1-Kapital auf 
11,4 Mrd. Euro (Jahresende 2010: 
11,0 Mrd.). 

Stärke der Group
„Im zweiten Quartal 2011 baute die 
Erste Group den guten Start ins Ge-
schäftsjahr weiter aus. Das operative 
Ergebnis verbesserte sich aufgrund 
des besten Zinsergebnisses in der Ge-
schichte und einer stabilen Kostenba-
sis im Quartalsvergleich um 6,3 Pro-
zent", betonte Andreas Treichl, Vor-
standsvorsitzender der Erste Group. 
„Das Geschäftsumfeld war einerseits 
durch die Marktverwerfungen in Zu-
sammenhang mit der griechischen 
Staatsschuldenkrise und andererseits 
durch die fortgesetzte Erholung der 
Wirtschaft in Zentral- und Osteuro-
pa gekennzeichnet. Während sich ei-
nige Länder wie Tschechien, Öster-
reich und die Slowakei sehr gut ent-
wickelten, waren die Bankenmärkte 
in Ungarn und Rumänien weiterhin 
von Wachstumsschwäche geprägt“, 
so Treichl weiter. „Insgesamt bestä-
tigt das Ergebnis des zweiten Quar-

tals die Stärke der Erste Group, trotz 
der im internationalen Vergleich au-
ßerordentlich hohen Belastung durch 
Bankensteuern Kapital zu generie-
ren“

CEE-Optimismus
Für alle Kernmärkte der Erste Group 
in Zentral- und Osteuropa wird für 
2011 ein signifikantes Wirtschafts-
wachstum erwartet. Während sich 

dieses in Österreich, in Tschechi-
en und in der Slowakei in steigen-
der Nachfrage nach Kredit- und Ver-
anlagungsprodukten niederschlagen 
wird, werden die Bankenmärkte Un-
garns und Rumäniens nachhinken, 
da zunächst marktspezifische The-
men abgearbeitet werden müssen.
In diesem Umfeld sollten stabile 
Margen, ein beschleunigtes Kredit-
wachstum, ein solides Provisionser-

Andreas Treichl: 
„Starkes Ergebnis trotz 
hoher Belastung durch 
Bankensteuern.“

gebnis sowie ein unter der Inflations-
rate liegendes Kostenwachstum auch 
im zweiten Halbjahr 2011 zu einem 
anhaltend robusten Betriebsergebnis 
der Erste Group führen, unterstrich 
Treichl.
Insgesamt könne 2011 dank des star-
ken Betriebsergebnisses mit einer 
weiteren Stärkung des Kernkapitals 
der Erste Group gerechnet werden.

 -üh-

Brisanter geht es wohl nicht
Turbulenzen auf Finanzmärkten machen Alpbacher Finanzmarktgespräche aktueller denn je

Bei der Programmerstellung für die 
diesjährigen Finanzmarktgespräche 
in Alpbach, die am 1. und 2. Septem-
ber in dem berühmten Tiroler Berg-
dorf über die Bühne gehen werden, 
waren die jüngsten Turbulenzen im 
Euro-Raum und auf den globalen Fi-
nanzmärkten selbstverständlich noch 
nicht „eingeplant“. Dennoch: Die ge-
wählten Themen haben als Folge der 
jüngsten Ereignisse zweifellos an 
Brisanz zugelegt.

„Wir haben uns bemüht, die vier 
wichtigsten Themen herauszu-
greifen, wobei wir teilweise an die 
Schwerpunkte vom Vorjahr anknüp-
fen wollten“, betont Prof. Rainer 
Münz, Koordinator und Spiritus rec-
tor der Alpbacher Finanzmarktge-
spräche. Dabei müsse die Programm- 
erstellung regelmäßig folgendes Pro-
blem lösen: Trotz langer Vorlaufzei-
ten – eine attraktive internationale 
Besetzung der Panels erfordert die 
frühzeitige Einladung hochkarätiger 
Referentinnen und Referenten – gilt 
es Themen auszuwählen, die zum 
Zeitpunkt der Veranstaltung aktuell 
und interessant sind.
Münz charakterisiert den diesjähri-
gen Themenbogen anhand konkreter 
Fragestellungen: „Wie können wir 
den Euro und die Euro-Zone gegen 
Krisen rüsten? Welche Rolle spie-
len Staaten heute und morgen als 
Schuldner? Und wie sieht das Bank-
geschäft der Zukunft aus?“
„Die Frage nach der künftigen Rol-
le der Staaten als Schuldner ist ak-

tueller denn je“, so Rainer Münz. 
Die jüngsten Ereignisse auf den Ren-
tenmärkten machen dies besonders 
deutlich. „Die kollektive und die in-
dividuelle Eigenvorsorge der 2. und 
3. Säule basieren auf der Verfügbar-
keit von Staatspapieren, von deren 
nachhaltiger Wertbeständigkeit das 
Einkommen vieler Menschen im Al-
ter abhängt. Derzeit geben die Ren-

tenmärkte unter diesem Blickwinkel 
nur bedingt Sicherheit, auch darüber 
wird in Alpbach zu sprechen sein.“
Einen wichtigen Fokus des Sym-
posiums bilden die Banken selbst. 
Schwerpunkte stellen die Zukunft 
der europäischen Bankenlandschaft,
deren mögliche Konsolidierung so-
wie das Bankgeschäft unter den neu-
en Regelwerken von Basel III und 

CRD IV dar. Von Interesse sind da-
bei nicht bloß die Auswirkungen auf 
die Finanzinstitute, sondern auch die 
Konsequenzen für die Wirtschaft ins-
gesamt. 
Die Frage nach der künftigen Finan-
zierung der Realwirtschaft ist gerade 
für viele Länder Europas – insbeson-
dere für Österreich, Mittel- und Ost-
europa – von Bedeutung, weil Bank-
kredite die wichtigste Finanzierungs-
quelle für Unternehmungen darstel-Rainer Münz: „Das 

Finanzmarktsymposium in 
Alpbach hat an Kompetenz 
und somit auch Akzeptanz 
in den Führungsetagen 
gewonnen.“

len. Die neuen Eigenmittelvorschrif-
ten für Banken unter Basel III dürf-
ten diese Kredite verteuern. 
Münz rechnete vor der jüngsten Kri-
se an den internationalen Börsen mit 
rund 900 Teilnehmern am Finanz-
marktsymposium in Alpbach. Inzwi-
schen können wir wohl davon ausge-
hen, dass das Interesse noch größer 
sein dürfte. Ergibt sich doch in Alp-
bach die erste Gelegenheit, die aktu-
elle Lage breit zu diskutieren.

Lars Feld, 
German Council of Economic Experts

Thomas Mayer,  
Chief Economist, Deutsche Bank, Frankfurt am Main

Boris Vujdic,  
Deputy Governor, Croatian National Bank, Zagreb

András Simor,  
Governor, Hungarian Central Bank, Budapest

Thomas Wieser,  
Chairman, Economic and Financial Committee of the European Union

Peter Gassmann,  
Vice President, Booz & Company GmbH, Frankfurt

Elemér Tertak,  
Principal Advisor, Directorate General Internal Market and Services,  
European Commission, Brüssel

Mojmír Hampl,  
Vice-Governor, Czech National Bank, Prag

Andrea Enria,  
Chairman, EBA – European Banking Authority, London

Walter B. Kielholz,  
Chairman of the Board of Directors, Swiss Reinsurance Company Ltd, Zürich

Thomas Huertas,  
Director, International, Financial Services Authority, London

Aus der internationalen Referentenliste
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Im Juli hat Binnenmarktkommissar 
Michel Barnier den lange erwarte-
ten Kommissionsvorschlag für die eu-
ro-päische Umsetzung des Basel-III-
Pakets vorgestellt. Das Ziel: die Stär-
kung der Stabilität des Bankensektors 
durch die Erhöhung der Eigenmittel. 
Der Prozess, die Basis für diese Vor-
schläge zu schaffen, war langwierig.

Bei einer Pressekonferenz hat sich 
Kommissar Barnier extrem stolz ge-
zeigt – die EU sei der erste internatio- 
nale Partner aus dem Basel-Mitglie-
derkreis, der die konkreten Umset-
zungsversuche gestartet habe. Nicht 
nur der Fakt der (relativ) schnellen 
Lieferung des Vorschlags deutet darauf 
hin, dass die Kommission Ihre Aufga-
be sehr ernst genommen hat, sondern 
auch der künftige Adressatenkreis der 
neuen Vorschriften. In der EU sollen 
nämlich alle 8.300 Banken den neuen 
Regeln unterliegen – in den USA hin-
gegen sollte Basel III nur für interna-
tional tätige Großbanken gelten (was 
die Anwendung in der Praxis auf rund 
25 Institute beschränkt). Barnier will 
dadurch einen starken und stabilen Fi-
nanzmarkt in der EU schaffen – da es 
laut eigenen Studien der Kommissi-
on für die Sicherung des Wachstums 
absolut notwendig ist, weitere Krisen 
zu vermeiden. Der potentiellen Krisen-
resistenz der europäischen Banken ist 
auch der Vorzug zu geben, wenn es 
um die Wettbewerbsfähigkeit der eu-
ropäischen Wirtschaft geht, die mehr-
heitlich durch Banken finanziert wird.

Was wird neu?
Die EU-weite Umsetzung des Basel - 
III-Pakets soll im Rahmen der nun-
mehr dritten Überarbeitung der Capi-
tal Requirements Directive – genannt 
CRD IV – geschehen. Der Vorlage des 
Vorschlags der Kommission folgt nun 
das ordentliche Gesetzgebungsver-
fahren, im Rahmen dessen das Euro- 
päische Parlament (EP) und der Rat 
den endgültigen Text aushandeln und 
beschließen werden. Da das Inkraft-
treten für den 1. Jänner 2013 geplant 
ist, müssen beide Institutionen ihre Ar-
beit gleich nach der Sommerpause be-
ginnen. Der Zeitplan im Parlament 
sieht vor, dass der Bericht, verfasst 
durch den EVP-Abgeordneten Karas, 
Anfang 2012 vorgelegt wird und im 
Frühjahr zur Abstimmung gelangt. Pa-
rallel ist zu erwarten, dass die polni-
sche Ratspräsidentschaft im Oktober 
mit den Expertentreffen beginnen und 
die Dänische Präsidentschaft (1. Halb-
jahr 2012) die Kompromissfindung ab-
schließen wird. Damit das Datum des 
Inkrafttretens realistisch bleibt, müsste 
der finale Text spätestens im Sommer 
2012 beschlossen werden.
Der Vorschlag besteht aus zwei Tei-
len: einer Verordnung und einer Richt-
linie. Die wichtigsten Teile des Basel- 
III-Pakets, die in der direkt anwend-
baren Verordnung zu finden sind, sind 
die geänderte Eigenkapitaldefiniti-
on, neue Liquiditätsvorschriften, die 
Einführung der Leverage Ratio und 
ein neuer Teil „Counterparty Credit 
Risk“ sowie die Einführung eines Sin-
gle Rule Book statt nationaler Wahl-

rechte. Sehr wichtig dabei: Die Ver-
ordnung erfordert keine nationale Um-
setzung. Die übrigen Teile – wie u. a. 
die Einführung der beiden Kapitalpuf-
fer, Änderungen im Bereich Corporate 
Governance, Erweiterung der Kompe-
tenzen der Aufsichtsbehörden, euro-
paweite Harmonisierung der Sanktio-
nen sowie Maßnahmen zur Stärkung 
der internen gegenüber den externen 
Ratings – werden im Richtlinienvor-
schlag festgehalten. 
Konkret sieht der Vorschlag unter an-
derem eine Erhöhung des Core-Tier-1- 
Kapitals auf 4,5 Prozent, die Einfüh-
rung eines fixen Capital Conservation 
Buffer von 2,5 Prozent sowie Coun-
tercyclical Buffer (stellt eine natio-
nale Maßnahme in Zeiten des exzes-
siven Kreditwachstums dar und soll 
zwischen 0 und 2,5 Prozent schwan-
ken) und die Einführung einer Liqui-
dity Coverage Ratio ab 2015 vor. Es 
bleibt noch offen, ob die geplante Ein-
führung der Leverage Ratio als ver-
pflichtend erklärt wird, was auch für 
die Net Stable Funding Ratio gilt. Dies 
wird erst nach einer Beobachtungs-
zeit bis 2018 von der Kommission ent-
schieden werden.

Binnenmarkt und 
Wirtschaftswachstum
Es waren harte Monate für die Au-
toren des CRD-IV-Vorschlags – ins-
besondere für Mario Nava, Direktor 
der Generaldirektion Binnenmarkt in 
der Kommission. Zum einen muss-
te der politische Wille des G20-Gip-
fels ausgearbeitet werden, zum ande-
ren sollte ein EU-Vorschlag vorliegen, 
der als Ausgangsbasis von den einzel-
nen Mitgliedsstaaten gerade noch ak-
zeptiert werden konnte. Die Kommis-
sion musste noch einmal versuchen, 
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Ausgezeichnete Investor Relations 
Bei der in London stattfindenden Verleihung des Investor Relations Award 
wurde das IR-Team der Erste Group mit dem Preis für das österreichische 
Unternehmen mit dem besten Investor Relations ausgezeichnet.
Der jährlich verliehene Preis des Investor Relations Magazine Europe 
zeichnet IR-Teams für erfolgreiche Anlegerkommunikation aus. 
Die IR-Awards werden in 60 Kategorien verliehen, darunter Investor Re-
lations im Zuge eines Börsengangs, Corporate Governance & Transparenz 
und Corporate Social Responsibility. Umfragen und Interviews mit 731 
Analysten aus 21 Ländern stellten die notwendige Information zur Verfü-
gung, die für die Ermittlung der Gewinner der jeweiligen Kategorie aus-
schlaggebend war.

Erstes Projekt in Polen
Die Erste Group vergibt einen Investitionskredit von 32 Mio. Euro für die 
Übernahme des Krankenhauses Medicover in Warschau an die in Luxem-
burg ansässige Celox Group. Das Geschäft ist die erste Krankenhausfi-
nanzierung in CEE durch die Erste Group und das erste Projekt der Grup-
pe in Polen. 
„Medicover nimmt auf dem polnischen Markt eine besondere Stellung ein, 
da das Unternehmen eine bedeutende Krankenhaus-Infrastruktur sowie ei-
ne eigene Versicherungskonzession besitzt, was die Schaffung einer voll 
integrierten Wertschöpfungskette ermöglicht. Wir sind stolz darauf, den in 
Polen zweitgrößten Leistungsanbieter im Gesundheitswesen zu finanzie-
ren“, so Werner Weihs-Raabl, Leiter der Abteilung Infrastructure Finance 
der Erste Group.

EU-Kommission empfiehlt „Recht auf Konto“
Seit mindestens 2005 hegt die EU-Kommission Pläne, das Recht auf ein 
Konto einzuführen. Ursprünglich hatte die Kommission beabsichtigt, ei-
ne bindende Legislativmaßnahme vorzulegen. Die Kreditwirtschaft wies 
aber seit Jahren darauf hin, dass die Zuständigkeit der Union in dieser Fra-
ge zweifelhaft ist. 
Die Kommission belässt es daher beim „Soft Law“ und appelliert an die 
Mitgliedsstaaten, bis Mitte Jänner 2012 dafür zu sorgen, zumindest einen 
Zahlungsdienstleister zu bestimmen, der für das Angebot von Basiskonten 
(nur auf Habenbasis) zuständig ist. Jeder EU-Bürger soll das Recht ha-
ben, zumindest ein Konto pro Mitgliedsstaat zu eröffnen. Diese Basiskon-
ten zur Abwicklung des Zahlungsverkehrs sollen kostenlos oder zu „ange-
messenen“ Kosten angeboten werden.

Jeder EU-Bürger soll das Recht haben, zumindest ein Konto pro Mitgliedsstaat zu eröff-
nen.

Neue Vorschriften gegen Bestechlichkeit
Im Zuge der Aufarbeitung der Korruptionsaffären der letzten Zeit schreibt 
das Europäische Parlament den Mandataren strengere Verhaltensregeln 
vor. Der neue Kodex verhängt nun ein ausdrückliches Verbot, Geld oder 
andere Vorteile für die Beeinflussung der parlamentarischen Arbeit anzu-
nehmen. Geschenke dürfen nur bis zu einem Wert von 150 Euro angenom-
men werden. Deutlicher darlegen müssen die Abgeordneten auch ihre Ein-
künfte aus Nebentätigkeiten. Änderungen bei den Nebeneinkünften müs-
sen bereits nach 30 Tagen angezeigt werden und nicht erst – wie bis da-
to – nach einem Jahr.   
Mehr Transparenz gibt es auch, was die in Brüssel aktiven Interessensver-
tretungen anbelangt. Seit kurzem besteht ein von EU-Parlament und Kom-
mission gemeinsam geführtes Lobbyistenregister, in das sich alle Interes-
sensvertretungen samt ihren Interessensschwerpunkten eintragen sollen. 
Der Österreichische Sparkassenverband ist registriert und hält sich an die 
von den EU-Organen aufgestellten Regeln und ethischen Grundsätze für 
transparente und faire Lobbyarbeit.

den europäischen Binnenmarkt auf 
dem Gebiet der Finanzdienstleistun-
gen zu vollenden. Dies ist ohne ein-
heitliche Vorschriften, ohne das Sing-
le Rule Book und ohne Maximalhar-
monisierung unmöglich. Auf der an-
deren Seite fragen sich viele, ob dieser 
Schritt überhaupt mit Wettbewerbsfä-
higkeit und Wachstumspotential kom-
patibel sein kann. Allein die Argumen-
tation, dass „wir unbedingt der neuen 
Krise verbeugen müssen“, reicht nicht 
um einen zusätzlichen Dämpfer für die 
EU-Wirtschaft festzulegen – insbeson-
dere in Osteuropa, wo 90 bis 95 Pro-
zent der neuen Investitionen im KMU-
Sektor durch Bankenfinanzierungen 
und nicht über den Kapitalmarkt ge-
tätigt werden. 
Darüber hinaus ist der Umstand, dass 
durch die Wahl der Rechtsform einer 
Verordnung die nationalen Parlamente 
von der Mitgestaltung ausgeschlossen 
werden, kritisch zu hinterfragen. Dies 
besonders aus dem Grund, dass der 
vorliegende Textvorschlag die europä-
ischen Spezifika des Bankensektors zu 
wenig widerspiegelt. Das kann aber 
nicht weiter verwundern, da der EU-
Umsetzungsvorschlag von der Kom-
mission vorbereitet wird, die lediglich 
einen Beobachterstatus im Basler Aus-
schuss hat und nur acht aller 27 EU-
Mitgliedsstaaten die europäischen For-
derungen nicht stark genug präsentie-
ren können. Auch die Entscheidung, 
das Basel-III-Paket in Europa auf je-
den Fall umzusetzen, auch wenn dieser 
Prozess – aus heutiger Sicht – in an-
deren Staaten der G20 vorübergehend 
oder generell nicht fortgesetzt wird, ist 
negativ zu beurteilen, da sie die euro-
päische Wirtschaft in Nachteil setzt.

Erste Reaktionen
Noch vor der Veröffentlichung des 
CRD-IV-Vorschlags hat Wirtschafts-
minister Reinhold Mitterlehner ge-
meinsam mit Wirtschaftskammer-Prä-
sident Christoph Leitl, IHS-Chef Bern-
hard Felderer, Erste-Generaldirektor 
Andreas Treichl und dem Abgeordne-
ten im Europäischen Parlament Oth-
mar Karas die zentralen Schlussfol-
gerungen aus einer neuen Studie zum 
Thema „KMU-orientierte Umsetzung 
von Basel III“ (untersucht durch IHS) 
präsentiert. Die potentiellen Auswir-
kungen der künftigen Eigenkapital- 
und Liquiditätsregeln für Banken auf 
die österreichischen KMU können laut 
Autoren sehr weitgehend ausfallen, 
was im Rahmen des Gesetzgebungs-
prozesses im EP und im Rat nicht ver-
nachlässigt werden darf. Einen neuen 
Ansatz präsentierte letztens Heinrich 
Haasis, der Präsident des Deutschen 
Sparkassen- und Giroverbandes (DS-
GV): „Die neuen Eigenkapitalrichtli-
nien sollten für kleine und mittlere In-
stitute wie Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken nicht gelten.“ Das zeigt, 
wie komplex, schwierig und unvorher-
sehbar die Debatte über die Basel-III-
Umsetzung sowohl in Brüssel als auch 
in allen 27 Hauptstädten Europas sein 
wird. Fortsetzung folgt …

 
* Jakub Michalik ist Legal Adviser im 
EU-Office des Sparkassenverbandes in 
Brüssel.

Wie europäisch wird 
Regelwerk Basel III?
Vorschlag für die Umsetzung in der EU liegt jetzt vor 

Binnenmarktkommissar Michel Barnier ist 
stolz auf den Verlauf der Umsetzung von 
Basel III.

Othmar Karas präsentierte die 
Schlussfolgerungen aus einer Studie zur 
Umsetzung von Basel III in KMU.
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das letzte wort

Nord-West-Strömung und touristischer Südwind
Es ward recht still um die Klimaerwärmung im zu Ende gehenden Som-
mer. Kein Wunder, wenn mitten im August im Wetterbericht der Begriff 
„Schneefallgrenze“ verwendet werden muss. Für den heimischen Touris-
mus war die kühle und teilweise verregnete Hochsaison eine schwere Be-
lastung. Jetzt hoffen alle auf einen schönen Herbst. Der Ausdruck „Alt-
weibersommer“ scheint mittlerweile der semantischen Genderächtung 
zum Opfer gefallen zu sein ...
Doch unternehmerische Innovation kennt wohl keine Grenzen, auch wenn 
es um Wetterkapriolen geht. Und so sind die Marketingstrategen so man-
cher Tourismusverbände auf die naheliegende Idee verfallen, mit dem 
Wende-Sommer in die werbliche Offensive zu gehen. Im arabischen Raum 
sind bereits erste Hochglanzfolder aufgetaucht, die ausdrücklich auf die 
Durchschnittstemperaturen in den alpinen Regionen hinweisen und auch 
nicht vergessen, die Regenmengen als akquisitorisches Asset für einen Er-
holungsurlaub in den kühlen Bergen anzuführen.
Denn mittlerweile gibt es im Nahen Osten eine durchaus einkommensstar-
ke Klientel, die der brütenden Hitze der Heimat für einige Tage oder gar 
Wochen entfliehen möchte. Hier eröffnen sich neue Marktchancen. 
Tourismusexperten berichten, dass es auch aus Italien immer öfter dies-
bezügliche Anfragen potentieller Gäste gibt, die der drückenden Schwüle 
der Städte entlang der Po-Ebene oder den heißen Sommern Apuliens oder 
Kalabriens entfliehen wollen. Ähnliches gilt für Spanien und Nordafrika.
Der Städtetourismus hat von den gedämpften Temperaturen ebenfalls pro-
fitiert, denn für Stadtbesichtigungen war der Sommer 2011 geradezu ideal. 
Des einen Freud’, des anderen Leid. Noch immer ist die Zahl jener Gäste, 
die sich bei sommerlichen Temperaturen in Bergen und an Alpenseen er-
holen wollen, naturgemäß wesentlich höher als jene der „Hitzeflüchtigen“ 
aus dem Süden. Bleiben uns also die dominanten Nord-West-Strömun-
gen auch in den kommenden Jahren erhalten, dann muss breitflächig um-
gedacht werden. Damit aus dem Süden zumindest die kaufkräftigen Gäs-
teströme kommen. Wird der nächste Sommer hingegen wieder heiß, na, 
dann kann man ja die Wanderprospekte und die Bäderkataloge neu aufle-
gen. Das ist gar nicht so zynisch gemeint, wie es klingt. - üh -

 A
CH

Terbahn

Unter dem Seitentitel „Achterbahn“ wollen wir einen Schuss Humor, ei-
nen halbernst-satirischen Blick auf Aktuelles und eine zusätzliche Portion 
pointierter Meinung ins hochseriöse Redaktionsprogramm rühren. Zum 
thematischen Schaukeln und gelegentlichen Verschaukeln. Sparefroh ist je-
denfalls angeschnallt. Hier kann er zeigen, dass er auch Humor hat. 

Ratlosigkeit herrschte in den vergan-
genen Wochen in Regierungskanzlei-
en, Management-Etagen und in der 
Wissenschaft. Die Börsen bebten, die 
Prognosen purzelten, und überall wird 
jetzt die Frage diskutiert: Wie sehen die 
Instrumente aus, mit denen die Wirt-
schaftspolitik das alles wieder ins Lot 
bringt? Achterbahn gibt Antwort. Wir 
sprachen mit Professor Armin Leuch-
ter, Leiter des erst vor kurzem gegrün-
deten Instituts für Ökonomische Hoch-
leistungsforschung, der aus den Erfah-
rungen des vergangenen Sommers und 
auf der Grundlage jahrzehntelanger 
Studienarbeit eine neue Theorie der 
politischen Ökonomie entwickelt hat.

Achterbahn: Herr Professor Leuch-
ter, wo sehen Sie das derzeit gravie-

rendste Problem für die Fortsetzung 
der weltwirtschaftlichen Erholung, 
wie wir sie im ersten Halbjahr 2011 
erlebt haben?
Leuchter: Vorweg zur Klarstellung: Ich 
forsche seit Jahrzehnten im Grundla-
genbereich und nicht auf Zuruf nach 
irgendwelchen Krisenerscheinungen. 
Unser Institut wird allerdings bald 
so weit sein, eine umfassende Wirt-
schaftstheorie zu präsentieren. Diese 
wird dann die Regierenden dieser Welt 
in die Lage versetzen, die vielen Pro-
bleme einfacher und rascher zu lösen.

Könnten Sie uns da vorweg schon 
einen Blick auf die neue Theorie 
werfen lassen?
Ungern, denn es soll ja ein Konzept 
aus einem Guss sein.

Aber die Achterbahn versteht sich 
ja als Speerspitze des investigativen 
Wissenschaftsjournalismus …
Na schön, weil Sie es sind. Kern 
der neuen – in aller Bescheidenheit 
sei es gesagt – revolutionären Wirt-
schaftstheorie ist das Geldwirtschaft-
liche Gleichgewichtstheorem.

Was hat man sich darunter vorzu-
stellen?
Nun, unsere jahrzehntelange For-
schungsarbeit hat Ergebnisse ge-
bracht, die vorher noch nie das Licht 
der wissenschaftlichen Öffentlich-
keit erblickt haben. Wir haben mit 
unseren Computermodellen heraus-
gefunden, dass auf Dauer die von 
den öffentlichen Haushalten dispo-
nierte Geldmenge nicht den liquiden 
Input in das System übersteigen darf. 
Tut sie es, dann führt das langfris-
tig zu makroökonomischen Dispari-
täten, die eine fortschreitende Har-
monisierung der haushaltsrelevanten 
Faktoren unmöglich macht.

Wie bitte? Heißt das etwa, dass man 
auf Dauer nicht mehr Geld ausge-
ben kann als man einnimmt?
Bitte schön, wenn Sie es auf diese 
Primitivformel herunterbrechen wol-
len, soll sein. Das ist zwar unwis-
senschaftlich, trifft aber in etwa den 
Kern der Sache.

Aber diesen Zusammenhang kennt 
doch jede Familie, jeder private 
Haushalt.
Nicht jedoch der öffentliche Haus-
halt. Dort war man der Meinung, 
dass politisch motivierte Schulden 
etwas anderes sind als ein Kredit für 
das neue Auto oder ein Bauspardar-
lehen. Wir haben hingegen in minu-
tiöser Kleinarbeit nachweisen kön-
nen, dass auch Bund, Länder oder 
Gemeinden den Gesetzlichkeiten der 
Grundrechenarten sowie Zinsbelas-
tung unterliegen.

Und dafür braucht man ein eigenes 
Forschungsinstitut?
Verzeihen Sie, aber von einer kre-
ditwirtschaftlichen Fachpublikation 
hätte ich mir schon mehr Abstrak-
tionsvermögen erwartet. Die politi-
sche Fiskaltheorie ist ja keine profa-
ne Milchmädchenrechnung. Wir gin-
gen ursprünglich zu Recht davon aus, 
einen strukturellen Unterschied zwi-
schen dem Kredit eines Häuslbauers 
und beispielsweise den Kreditgaran-
tien für die Schulden der Österrei-
chischen Bundesbahnen im Zusam-
menhang mit dem Koralm-Tunnel 
machen zu müssen. Doch die inter-
disziplinäre Analyse ergab erstaunli-
che Übereinstimmungen in den Fol-
gewirkungen finanzieller Art. Wir sa-
ßen da tagelang staunend vor unse-
ren Computern.

Gibt es weitere Basiserkenntnisse, 
die in Ihre neue Wirtschaftstheorie 
einfließen werden?
Sicher: Einer der innovativsten An-
sätze ist die anhand jahrzehntelan-
ger Zeitreihenuntersuchungen verifi-
zierte Erkenntnis, dass praktisch alle 
Gläubiger auf dieser Welt erwarten, 
ihr Geld wieder zurückzubekom-

Die neueste Erkenntnis der Wissenschaft: Man kann auf Dauer nicht mehr Geld ausgeben 
als man einnimmt.

men. Das hat uns im Institut selbst 
am meisten überrascht, weil wir an-
fänglich überzeugt waren, Schuldner 
könnten ihre Forderungen im Laufe 
der Zeit verdrängen. Doch siehe da: 
Unsere Modellsimulationen haben – 
ich will da nicht zu sehr ins Detail 
gehen – ergeben, dass Finanzkrisen 
Gläubigerkrisen sind.

Welches Echo in der interessierten 
Öffentlichkeit erwarten Sie nach 
Veröffentlichung Ihrer Theorien?
Die werden wie eine Bombe ein-
schlagen. Weltbank und Internatio-
naler Währungsfonds haben bereits 
Interesse signalisiert, die OECD 
schickt eine eigene Arbeitsgrup-
pe nach Österreich, um den wis-
senschaftlichen Gehalt unserer Aus-
sagen zu überprüfen. EZB und die 

US-Notenbank geben sich hingegen 
noch sehr reserviert.

Und welche Reaktionen erwarten 
Sie im Inland?
Das Land Kärnten hat uns schon wis-
sen lassen, dass es sich – egal, was 
im Berichtsband letztendlich drin-
steht – nicht angesprochen fühlen 
wird. Dem Vernehmen nach geht der 
Landeshauptmann davon aus, dass 
für dieses Bundesland auch wirt-
schaftstheoretisch jeweils ganz an-
dere Gesetzmäßigkeiten gelten. Ähn-
lich denkt man im Wiener Rathaus. 
Doch das Echo wird weltweit solche 
Einzelskeptiker weit übertönen. Oh-
ne jetzt überheblich wirken zu wol-
len: Die Verleihung des Nobelpreises 
für Wirtschaftswissenschaften würde 
mich nicht wundern …

„Würde mich nicht wundern, wenn ich 
den Nobelpreis bekäme“
Eine neue Theorie der politischen Ökonomie, Interview mit Prof. Armin Leuchter   

„Irgendwann wird alles fertig.“
Wilhelm Rasinger, Kleinaktionärsvertreter, im „Falter“ zur Problematik des Projektes 
Skylink am Flughafen Schwechat 

„Amerika will sparen und darf mehr Schulden machen.“
Titel in der FAZ nach der Einigung über die Anhebung der Schuldengrenze in den USA

„Steuerdebatte: Wo steckt Angela Merkel?“
Aufmacher im deutschen „Handelsblatt“ 

„Hunde in Wien sind anders. FPÖ präsentiert Beißstatistik.“
Titel eines Beitrags in der „Wiener Bezirkszeitung“

„Die Österreicher wünschen sich besseres ORF-Programm.“
Zeitloser Aufmacher aus dem KURIER

„Nein, Herr Bundeskanzler, nicht die Spekulanten sind schuld an der 
Krise.“
Titel eines Kommentars von Christian Ortner in der PRESSE

erlesen – erheitert – erlitten

Redaktion: Dkfm. Milan Frühbauer (Chefredakteur),  
Mag. Andreas Feichtenberger, Mag. Sandra Paweronschitz, 
Mag. Helmut Reindl
Beirat: Mag. Michael Ikrath, Mag. Nina Hoppe,  
Mag. Michael Mauritz, Mag. Peter N. Thier 

Medieninhaber, Konzeption und Gestaltung: 
Kommunal-Verlag, Löwelstraße 6, 1010 Wien
Diese Ausgabe wurde am 12.8.2011 redaktionell  
abgeschlossen.

Impressum

Herausgeber, Redaktion:  
Österreichischer Sparkassenverband,  
Grimmelshausengasse 1, 1030 Wien
E-Mail: info@sv.sparkasse.at
Internet: www.sparkasse.at

Dieser Ausgabe liegen Beilagen der NÖ Beteiligungsfinanzierungen GmbH, Wien und der NÖ Bürgschaften 
GmbH, Wien bei.

Dieser Ausgabe der Sparkassenzeitung liegen Jahresabschlüsse von Sparkassen bei. Wenn sich in diesem 
Exemplar keine Beilage befindet, können Sie diese unter angelika.eisenmagen@sv.sparkasse.at kostenlos 
per E-Mail anfordern.


